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31/89 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

Generalsekretär Volker Rühe: 

Rot-Grün bleibt auch 
Weiter Schwerpunkt 
der Auseinandersetzung 
»*e CDU hat bei den nordrhein-westfälischen 

0|nmunalwahlen im Vergleich zu 1984 Stimmen 
"•gebüßt und zum Teil erhebliche Verluste hin- 

hmen müssen. Besonders bedauerlich ist, daß 
L.? *n Aachen und Krefeld nicht mehr den Ober- 
j^germeister stellen wird. Für die CDU gibt es 
ISo keinen Grund zur Zufriedenheit. 
n vergleich des Kommunalwahlergebnisses mit 

Ei 
de 
, ^ Ausgang der letzten Europawahl in NRW zeigt, 

die CDU fast zwei Prozent zulegen konnte. Man 
•^n mit Recht davon sprechen, daß sich für die 

U eine Trendwende abzeichnet und das Stim- 
. n8sbarometer für sie steigt. Der Herbst-Trend ist 
ndeutig besser als der Frühjahrs-Trend. Der Ver- 
e'ch zur Europawahl 1989 ist deswegen realistisch, 
" die Europawahl eine vergleichbare Wahlbeteili- 

äu   . aufweist, erst kurz zurückliegt und damit unter 
j.   hchen politischen Rahmenbedingungen wie die 

°mmunalwahl stattgefunden hat. 

f *st em freudloser Sieger. Sie hat ihr selbst- 
h"*uliertes Wahlziel nicht erreicht. In ihrem Wahl- 
Jah hatte sie noch festgestellt: „In diesem 
^ r haben die Sozialdemokraten in Nordrhein- 
Ort      en erstmals die Chance, die Ergebnisse vor 
,    'n Städten und Kreisen an den Landestrend zu 
'en i e     ^nser Ziel: Auch bei den Kommunalwah- 

landesweit die 50 %-Marke zu erreichen." 

(Fortsetzung auf Seite 3) 
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y ir müssen die sich verbessernde Stimmung 
tetzt auch in Stimmen umsetzen 
^Setzung von Seite 1) 

eses Ziel haben die Sozialdemokraten 
ar verfehlt. Von einer absoluten Mehr- 

te
eit ist die SPD weit entfernt. Den erhoff- 

^   50 %-Trend gibt es nicht. Es bestehen 
l^r gute Aussichten, die absolute 
IQQ  

heit der SPD bei der Landtagswahl 
J90 zu brechen. 
j.  rbert Blüm und seine Mitstreiter im 
v ^hein-westfälischen Landesverband 
nu     

nen den Respekt und die Anerken- 
ei 

n§ der gesamten CDU. Sie haben 
cjj^n Bergauf-Wahlkampf gegen eil 

teil 

eine 
geführt, die ihre Wettbewerbsvor- 

,  e als alleinige Regierungspartei im 
hat   V°" zu mren Gunsten ausgenutzt 

und ^schneiden der radikalen Parteien 
de  c e med"8e Wahlbeteiligung legen 
ei 

n Schluß nahe, daß das Wahlverhalten 
5 e*" Reihe von Bürgern immer noch von 
ba T^ettelmentalität geprägt ist. Offen- 
en v  dieTatsache' daß viele Wähler 
ge. ^

0rnmunalwahlen eine insgesamt 
U j^ere Bedeutung zuschreiben als 
ser p 

a8s- und Bundestagswahlen zu die- 
^Di T

ntvv'cklung wesentlich beigetragen, 
to  u und SPD haben an die REP Stim- 
"en verloren. 

n 
Us dem Ergebnis der Kommu- 

j: .^hl ziehen wir fünf wesent- 
^Folgerungen: 

*Un IC ^^ wifd ihre Auseinanderset- 
set2

8 mit den REP und den Grünen fort- 
B(j   n\^ie Gefahren eines rot-grünen 
Mit-nisses werden em Schwerpunkt der 
Dje 'Schen Auseinandersetzung bleiben. 
Nj0 . ahl der rot-grünen Bündnisse in 
tr,e   

r"e'n-Westfalen wird jetzt zuneh- 
Aacuauch in Großstädten wie z. B. 

en und Krefeld. Raus Absage an ein 

rot-grünes Bündnis auf Landesebene ist 
völlig unglaubwürdig, weil die SPD mit 
den Grünen in zahlreichen Städten und 
Gemeinden von Nordrhein-Westfalen 
koaliert und die rot-grüne Koalition auf 
Bundesebene bereits vorbereitet wird. 

2. Da die CDU besser abgeschnitten hat, 
als noch vor Wochen prognostiziert 
wurde und der Koalitionspartner FDP 
sogar Gewinne verzeichnen konnte, wer- 
den die Leistungen der Bundesregierung 
beim Wähler wieder deutlich positiver 
gesehen. Ein enger Zusammenhalt und 
die geschlossene Darstellung der erreich- 
ten Erfolge werden in den kommenden 
Monaten von entscheidender Bedeutung 
sein. Dazu gehören insbesondere die 
Gesundheits-, die Renten- und die 
Steuerreform. 

3. Die CDU wird auch in der künftigen 
Auseinandersetzung über die Deutsch- 
landpolitik die Freiheitsfrage in den Vor- 
dergrund stellen. Wir freuen uns für die 
Flüchtlinge, denen die Bundesregierung 
jetzt in die Freiheit helfen konnte. Für die 
Zukunft muß aber die Devise sein, daß 
die Freiheit nach Dresden, Leipzig und 
Ost-Berlin kommen muß, damit nicht 
noch mehr Dresdner, Leipziger und Ost- 
Berliner in die Freiheit kommen müssen. 

4. Alle demokratischen Parteien werden 
in Zukunft deutlich daraufhinweisen 
müssen, daß Denkzettelmentalität oder 
Wahlenthaltungen der Wähler nur den 
radikalen Parteien und Splittergruppen 
zugute kommen und damit die politische 
Stabilität unserer Demokratie gefährden. 

5. Für die Union geht es bei den kom- 
menden Wahlen darum, die besser wer- 
dende bundespolitische Stimmung in 
Stimmen umzusetzen. • 
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Norbert Blüm: Es gibt für uns 
keinen Grund zur Resignation 
Das Wahlergebnis hat zwei Gesichter: 
ein trauriges, das ist der Verlust von 
4,7 Prozent gegenüber der Kommunal- 
wahl vor fünf Jahren, aber auf der 
anderen Seite auch ein hoffnungsvolles 
Gesicht, denn in der Tat: nach vielen 
Wahlen, in denen sich die CDU auf 
der absteigenden Linie befand, ist das 
die Kurve nach oben, gegenüber der 
Europawahl 1,8 Prozent plus, SPD 
minus 0,7. Ich kann das ganze auch 
noch einmal gegenüber der letzten 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 
darstellen: CDU plus eins, SPD 
minus 9. 

Ich fasse zusammen: Es gibt keinen 
Grund, selbstzufrieden zu sein, aber auch 
keinen Grund zur Resignation, denn das 
Ergebnis berechtigt zur Zuversicht. 

Das nächstliegendste Wahlergebnis für 
einen Vergleich ist die Europawahl. 
Dabei ist der politische Abstand noch 
geringer als der zeitliche, denn dazwi- 
schen liegt die Sommerpause, und vor 
dem CDU-Parteitag hat auch in Nord- 
rhein-Westfalen der Wahlkampf nicht 
den Druck gehabt, der für einen Wahl- 
kampf notwendig ist. 

Wenn ich von Trendwende spreche, dann 
läßt sich das auch damit beweisen, daß 
Rau von seinem erklärten Ziel himmel- 
weit entfernt ist. Die absolute Mehrheit 
ist außer Sichtweite. Aus dem Wahlhand- 
buch der SPD: „Warum soll uns jemand 
bei der Kommunalwahl 89 die Stimme 
verweigern, der uns bei der Landtagswahl 
85 gewählt hat?" 
Uns hatten ja manche sogar schon in den 
Keller gerechnet: um die 30 Prozent 
herum. Noch vor ein paar Tagen hatte die 

mer ganz 
id1 

SPD nach Infas 49 Prozent, und wir 
waren — WDR-verstärkt 
nahe am Keller eingeschätzt. Das hat s 
als falsch erwiesen. Im Keller sind wir 
mit Sicherheit nicht, sondern im ersten 
Stock. 
Wie geht es weiter? Da gibt es keinen 
Zweifel: das große schöne Land Nord- 
rhein-Westfalen sprenkelt sich rot-grün- 
Im ganzen Land ist jedenfalls gestern 
abend damit schon begonnen worden, 
überall dort, wo für diese neue Eheschi' 
ßung die Möglichkeit besteht. Und des' 
halb kommt Rau jetzt auch nicht um e|n. 
klare Position herum. Mit Ausreden ^ 
er nicht weiterkommen. Er muß jetzt 
sagen, ob er bei der Landtagswahl für 

eine rot-grüne Mehrheit als Ministerpr 

Auf einer Pressekonferenz 
im Konrad-Adenauer-Haus 
nimmt der NRW-Landes Vor- 
sitzende Stellung zum Erg^' 
nis der Kommunalwahlen 

sident zur Verfügung steht oder nicht-   ^ 
Jetzt und nicht erst am Wahlabend, ^' 
bisher vertröstet hat. Jetzt hat der Wä" 
den Anspruch darauf zu erfahren, waS 

passiert, wenn er SPD wählt. 
Das zweite große Thema sind die ReP 
blikaner. Das Kindermärchen, daß daS 

alles CDU-Entlaufene sind, kann mit 
dem Wahlergebnis nicht bewiesen wer' 
den. In den SPD-Hochburgen sind nicn 
nur Verluste der SPD festzustellen, sofl' 
dem vergleichbare Gewinne der Rep 
kaner. Beispiel Gelsenkirchen: SPC 
minus 5,6, Republikaner plus 7,4. 
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Ich glaube, es ist jetzt wichtig, die Aus- 
einandersetzung mit den Republikanern 
*ü suchen. In Aachen und in Krefeld 
°mmt es nur deshalb zu rot-grünen Bür- 
|ermeistern, weil ein Teil der Bürger 
Republikaner gewählt hat. Wer Republi- 
kaner wählt, hilft rot-grünen Mehrheiten 
ln den Sattel. 

Ur uns geht es um eine argumentative 
Auseinandersetzung mit den Republika- 

,ern> wobei die Themen aufzugreifen 
lnd, aber ich trete in keinen Wettbewerb 
ll den Antworten, die die Republikaner 

eispielsweise zum Thema Deutschland 
ge"en. Sie beschwören Deutschland und 

achen Stimmung gegen unsere Lands- 
ute> die hierher kommen: Ein Beitrag 
r Politischen Bewußtseinsspaltung. 

u dem Thema Ausländer, auf dem die 
ePublikaner ihre Suppe kochen: Ich 
erde mich nie einer Politik anschließen 

''Ausländer raus". Allerdings ist richtig, 
H wir den Anwerbestopp aufrechterhal- 

n> und wer bei uns wählen will, der muß 
aatsbürger werden. Insofern kein kom- 

munales Wahlrecht. 
as das Thema Asyl anbelangt, werden 
lr immer dem Zuflucht geben müssen, 

, r Politisch verfolgt ist. Den unterschei- 
n wir von solchen, die aus Wohlstands- 
nden zu uns kommen. Ich glaube, das 

r ^   cnt 'st kein allgemeines Sozial- 
p jtt. Die Probleme der Armut dieser 
. de können nicht mit dem deutschen 

en    
e?nt gelöst werden. Deshalb eine 

schiedenere Abschiebungspraxis. 

e.u unserem Wahlkampf: Wir werden 
e sehr sorgfältige Wahlanalyse vorneh- 

|e 
n' ^ie ganz besonders die Schwachstel- 

^ lrn Blick hat. Man muß aus Wahlen 
We A    

0nseQuenzen ziehen. Wer besser 
sei        Wil1' muß zur Korrektur fahig 
j^11- Daß es solche Schwachstellen gibt, 
Näh160 ^^e c*aran senen. daß in nächster 
nj.     nöchst unterschiedliche Wahlergeb- 

SSe zu Finden sind. 

Überraschung in Velbert 
Daß sich unter der Oberfläche des 
Gesamtergebnisses der Kommunal- 
wahlen für die CDU durchaus auch 
Erfolge verbergen, zeigt neben einer 
Reihe von Städten und Gemeinden 
vor allem das Beispiel Velbert. 
Bei der Kommunal wähl 1984 hatte die 
CDU 19.869 (45,4 %) aller Stimmen, 
diesmal waren es 20.627 (47,3 %). Sie- 
ger der Wahl, der CDU-Bundestags- 
abgeordnete Heinz Schemken, wollte 
es zunächst gar nicht glauben: „Ich 
bin ehrlich, aber an so einen Stimmen- 
zuwachs habe ich nie und nimmer 
geglaubt." 
So ganz überraschend, wie es dem 
Kandidat für das Bürgermeisteramt 
am Wahlabend vorkam, ist das Wahl- 
ergebnis aber nicht. Zumindest gibt es 
dafür gute Gründe. Einer davon: der 
intensive, unermüdliche und überzeu- 
gende Wahlkampf der Velberter CDU, 
ihrer Mitglieder und Kandidaten. 

Thema Reformen: Ich denke an die 
Gesundheitsreform. Sie ist mit großen 
Umstellungsnotwendigkeiten verbunden. 
Mir war immer klar, daß das schwierig 
ist. Aber das kann nicht bedeuten, daß 
wir zurückweichen. Wer die Zukunft 
sichern will, muß reformfähig bleiben. 
Und Reformen 1989 sind nicht mehr 
Reformen, wie sie in sozial-liberaler Zeit 
üblichen waren, wo einfach nur mehr 
Geld ausgegeben wurde. 
Ich bin ganz sicher, daß die Kampagnen 
der SPD gegen uns zusammenbrechen. 
So ein Wahlplakat der SPD „Ab 
1. Januar darfst Du nicht mehr krank 
werden" hat ja jetzt schon seine Schamlo- 
sigkeit erwiesen. 
Zu dem Slogan, mit dem wir gerade die 
Schlußrunde des Wahlkampfes bestückt 
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haben „Dem Sozialismus laufen die 
Leute davon. Sie wählen die Freiheit": 
Ein aktuelleres als dieses Wahlmotto 
kenne ich nicht. Das Wahlmotto ist 
augenscheinlich bestätigt. 
Es wird für uns darauf ankommen, 
gerade den programmatisch inhaltlichen 
Teil unserer Politik deutlich zu machen. 
Wenn ich von Zukunft spreche, spreche 
ich nicht von irgendeinem ideologischen 
Zukunftsentwurf, sondern von einer kin- 
derfreundlichen Welt. Und Politik für die 
Familien ist auch Wohnungspolitik. 
Schulpolitik in Nordrhein-Westfalen ist 
bisher ein Beweisstück für eine Politik 
gegen die Kinder. 
Wenn meine Beobachtung stimmt, dann 
befindet sich unsere Gesellschaft in einer 
abwartenden Haltung, in einer abwarten- 
den Haltung mit allen Chancen und Risi- 

Aktion Willkommen für 
Landsleute aus der DDR 
Die Kreisgeschäftsstellen haben vor 
gut einer Woche je 100 Exemplare des 
Leitfadens für die Aktion „Willkom- 
men für unsere Landsleute aus der 
DDR" erhalten. Wir erinnern noch 
einmal daran, daß zusätzliche Exem- 
plare auf Anforderung in der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle kostenlos zur 
Verfügung stehen. Telefon (0228) 
544477. 
Wir bitten Sie sehr herzlich, Aktionen 
für unsere Landsleute aus der DDR, 
die in Ihrem Bereich stattfinden, nach 
Kräften zu fördern und uns auch von 
den Erfolgen, die Sie haben, zu berich- 
ten. Wir wollen nämlich aus Ihren Bei- 
trägen im UiD berichten und damit 
dazu beitragen, möglichst viele Nach- 
ahmer zu interessieren und die vor- 
handene Hilfsbereitschaft unseren 
Landsleuten gegenüber zu verstärken. 

ken. Ich sehe diese abwartende Haltung 
bestätigt in dem hohen Anteil der Wahl- 
enthaltung. Das ist eine starke Partei, die 
nicht gewählt hat, fast ein Drittel. Ich 
sehe sie auch in der Zersplitterung des 
Parteiwesens, die ich auch für den Aus- 
druck einer Orientierungslosigkeit halte. 
Wir müssen uns deshalb die Frage stel- 
len, ob wir die Alternativen, die zu einer 
Konzentration der politischen Kräfte füh" 
ren, hinreichend deutlich machen. 
Um es auf den Punkt zu bringen: Das 
Ergebnis der Kommunalwahlen in Nord- 
rhein-Westfalen, auf die Landtagswahl 
im kommenden Jahr hochgerechnet, 
bedeutet, daß Nordrhein-Westfalen keine 

regierungsfähige Mehrheit mehr hat. L>rfl 
so wichtiger ist der Kampf um politische 
Konzentration und Orientierung durch 
klare Alternativen. 

Parteitagsbeschlüsse 
Wir möchten Sie noch einmal daran 
erinnern: Die wichtigen Beschlüsse des 
Bundesparteitags zur Umwelt- und 
Energiepolitik sowie zur Ausländer- 
und Asylpolitik können in unserem IS* 
Versandzentrum, 4804 Versmold, Post- 
fach 1328, bezogen werden. 

• „Unsere Verantwortung für die 
Schöpfung" mit der Einführungsrede 
von Klaus Töpfer 
Bestell-Nr.: 5191 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 25,00 VM 

• „Wir wollen ein gutes Miteinander 
von Deutschen und Ausländern" mit 
der Einführungsrede von Wolfgang 
Schäuble 
Bestell-Nr.: 5192 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 10,00 D^ 
(Preise zuzügl. MwSt. inkl. Versand) 
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Norbert Blüm: Was 1982 als Utopie 
galt, ist heute Wirklichkeit geworden 
*j* wir im Oktober 1982 die Regierung 

ernahmen, befand sich unser Land in 
y*em Entwickjungstal und in einem Stim- 
Y^Sstief. Die regelmäßig erhobene Infas- 
'pfrage ergab 1982:63 Prozent der 
JJraSten waren beunruhigt, pessimistisch 

er die politischen Zukunftsaussichten. 
"'September 1989, sieben Jahre später, 

d
l

e'llt Was fest, daß 82 Prozent der Bun- 
^soürger überwiegend zuversichtlich in die 

ukunft der deutschen Wirtschaft schauen. 

u
n'Qng der achtziger Jahre stagnierte 
ilere. Wirtschafl- Das Bruttosozialpro- 
y ** ging zurück. Man verschleierte den 
jj%ang damals hinter dem Kunstwort 

'^nuswachstum". 1982 ging die Wirt- 
stj Qfts!eistung um 1 Prozent zurück, 1988 
ljef,sie reQlum 3<6 Prozent, im ersten 

Ql°jahr 1989 sogar um real 4,6 Prozent. 

* 

^ Realeinkommen der Arbeitnehmer san- 
z" /95/ um '-8 Prozent, 1982 um 2,2 Pro- 
SQ

nt: von 1985 bis 1989 haben sie insge- 
Un* 7,5 Prozent zugenommen. 

* 

unk** ^'eSteuerreform 1990 und durch 

ref^
nde Beiträge infolge der Gesundheit s- 

prJ
m »erden sich 1990 nochmals rund 3 

TQs 
e/lt realer Einkommenszuwachs in den 

«n/      det Arbeitnehmer befinden. Mit 
4ie*

ren Worten: Der durchschnittlich ver- 
JQh       e Arbeitnehmer hat im nächsten 
q„   %egenüber 1985 einen realen Zuwachs 
s°zu°Ußcraft von 2100 DM ~ dasist 
-~.i  ,agen eine zweiwöchige Urlaubsreise 
$chaft

nk einer vernünftigen, soliden Wirt- 
J s~> Finanz- und Sozialpolitik. 

Wenden wir auch den Blick auf den 
Arbeitsmarkt: Zu Beginn dieses Jahrzehn- 
tes, 1980, stieg die Arbeitslosigkeit drama- 
tisch an, zwischen 1980 und 1983 um rund 
1,37 Millionen Arbeitnehmer, die arbeitslos 
wurden. Das war ein Anstieg der Arbeitslo- 
sigkeit um 154 Prozent. 

Wie ist das Ergebnis heute? Die Zahl der 
Erwerbstätigen erreichte im Juli 1989 
27,72 Millionen. Das ist der höchste Stand 

Aus der Regierungserklärung 
des Bundesarbeitsministers 
zur Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik am 
28. September 1989 

der Erwerbstätigen seit dem Kriegsende. 
Das ist ein Beschäftigungsrekord in unse- 
rem Land. 

Mit rund 65 Prozent waren Frauen an dem 
Arbeitsplatzgewinn überproportional betei- 
ligt. Noch nie in der Geschichte unserer 
Republik hatten so viele Menschen Arbeit, 
noch nie zuvor haben so viele Frauen einen 
Arbeitsplatz gefunden. Das ist das Ergeb- 
nis unserer Politik. 

Europa weit sind wir Spitze im Kampf 
gegen Jugendarbeitslosigkeit. Der Anteil 
der Arbeitslosen unter 25 Jahren an der 
Zahl aller Arbeitslosen betrug im Juli 1989 
in Italien 53 Prozent. Jeder zweite Arbeits- 
lose in Italien war ein Jugendlicher unter 
25 Jahren. In Portugal betrug diese Zahl 
42 Prozent, in Spanien 41 Prozent, in den 
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Niederlanden 37 Prozent, in Luxemburg 
36 Prozent, in Irland 33 Prozent, in Frank- 
reich 30 Prozent. In Großbritannien betrug 
der Anteil 29 Prozent. Fast jeder dritte 
Arbeitslose dort war unter 25 Jahren. Mit 
weitem Abstand folgt die Bundesrepublik 
mit 16,9 Prozent. Betrachten Sie die 
Extreme: über 50 Prozent in Italien und 16 
Prozent bei uns! 

* 
334.000 Menschen haben im August ihre 
Arbeitslosigkeit beendet. In keinem August 
vorher gab es eine so hohe Abmeldung aus 
der Arbeitslosigkeit. Seit Jahresbeginn 
wurden 1,5 Millionen Menschen in Arbeit 
vermittelt. 
Das ist das beste Ergebnis seit 1977. Es 
zeigt, wie unser Arbeitsmarkt in Bewegung 
geraten ist. — Auch das ist eine Wende. 

* 
Nach der Wende 1982 überschrieb die 
Wochenzeitung „Die Zeit" einen Beitrag 
mit der damals utopisch klingenden Über- 
schrift: „Hoffen auf das zweite Wunder." 
Was damals als Utopie galt, ist heute 
Wirklichkeit. Es ist kein Wunder, aber es 
ist das Ergebnis des Fleißes der Arbeitneh- 
mer, der Handwerker, der Unternehmer, 
der sich wieder lohnt. 

* 
Vor unseren Grenzen drängeln sich Men- 
schen, die zu uns wollen. Vor sozialisti- 
schen Grenzen drängeln sich Menschen, 
die raus wollen, um jeden Preis raus wol- 
len. Das ist der Unterschied zwischen frei- 
heitlichen Systemen und sozialistischen 
Systemen. 
Sozialistische Systeme haben Auswande- 
rungsprobleme, wir haben Einwanderungs- 
probleme. In Moskau habe ich noch keine 
Asylantenschlangen gesehen, in Ost-Berlin 
auch nicht. 

* 
Eine große Herausforderung ist die Auf- 
nahme unserer Landsleute, die als Aus- 

und Übersiedler zu uns kommen. Sie sind 
auch ein Stimulans für unsre Solidarität- 
Sie werfen uns aus dem Trott der einge- 
spielten Routine und fordern von uns 
schnelle Antworten. Der Wohnungsbau 
muß angekurbelt werden. Wohnungen fi[ 
alle, für die Einheimischen und für die, dte 

zu uns kommen! Das schafft auch Arbeit- 
Das ist auch eine Hilfe für den Arbeits- 
markt. 

Die Aus- und Übersiedler kommen mit 
nichts außer dem ungestillten Hunger uUj 
Freiheit. Sie haben genug Sozialismus 
erfahren. Sie haben den Sozialismus satt- 
Sie kommen mit Tatendrang und Ver- 
trauen in uns und in unsere Gesellschaft' 
Ordnung. Deshalb stützen sie eine freiht" 
ehe Gesellschaftsordnung. Sie sind gera- 
dezu eine Mentalitätshilfe. Sie bringen »' 
Mentalität, seine Lebensgeschichte selb?7 

in die Hand zu nehmen, mit. Das könnte 
auch ein Schub gegen die Gesinnung eine 

Hängemattengesellschaft werden. Sie br> 
gen Zuversicht und damit auch ein Stiff1*1 

lans gegen Pessimismus mit. 

* 
Unsere Landsleute bringen die Erfahrung 
mit, was Freiheit wert ist. Ich finde, in "l 

ser Wohlstandsgesellschaft könnte die 
Selbstverständlichkeit der Freiheit zum 
Erlahmen unserer Kräfte führen. Insofer 

sind unsere Landsleute, die mit der Eva 

rung des Sozialismus zu uns kommen, 
geradezu eine Stütze eines neuen Auf 
bruchs, der Freiheit und der Selbstverartt' 
wortung in unserem Leben einen größer 

und stärkeren Platz einzuräumen, als es 
den Betreuungsgesellschaften Sozialist1' 
scher Art der Fall war. 

Kampf gegen Arbeitslosigkeit heißt auc > 
Kampf gegen die, die es sich in der Aro 
losigkeit gemütlich gemacht gemacht 
haben und unsere Arbeitslosenversiche- 
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/o
n8 ausnutzen. Wer den wirklich Arbeits- 

/, **" helfen will — und wir wollen ihnen 
Jen —i muß sie vor der Verwechslung 
Faulenzern schützen. 

* * 
te?feispieI daj"r' daß es solche %ibt' bie- 
A^as Arbeitsamt Neumünster, wo 344 
£  eitnehmer zur Teilnahme an einem 
^aufgefordert wurden. Von diesen 344 
^ eitnehmern sind 56 gar nicht zur Bera- 
o^S erschienen. 39 lehnten die Teilnahme 
Qu

m'wichtigen Grund ab. 38 haben sich 
h*der Arbeitslosigkeit abgemeldet. 29 
Q  e" ^e Maßnahme ohne wichtigen 

icUd nicht anSetreten. 8 waren postalisch *'cfo 

Di 

erreichbar. 

^/erGesundheitssystem standin Gefahr, 
$teif

r°ßen Trainingsstätte der Fremd- 
etye,yn8 des Menschen zu werden. Es 
^ckte den Anschein, als wäre Gesund- 

"^grjst nicht besser  
Qunnur eine Frage der Lieferung von 
^%n Und nicht auch eine Leistung der 
wen

stVerantwortung. Es stimmt nicht, 
KtQ?%an saSl- daß, je teurer unsere 
fiir   *

enversicherung ist, das um so besser 
ht(i

nsere Gesundheit ist. Diese Annahme 
cllenf Alib' dafür' aus der Krankenversi- 
2uhn,n8 herauszuholen, was immer heraus- 

/W  die Krankenkasse alles und jeden 
nehm

Zafllt' wan*m soll man nicht alles mit- 
$eht 

e.n' Der Verein der Mitnehmer hatte 
unte^

le Mitglieder, auch viele Mitglieder 
Qesu   *n Leistungsanbietern. Unsere 
hrQ"dheitsreform ist ein Impuls, Selbst- 
ö/e p0rtun8 zu stärken. 
r?ich eJUndheitsreform ist doch erfolg- 
tyQc/   

rzfJeimittelpreise purzeln über 
k doci

m.30 Prozent bis 50 Prozent. Das 
^doch ein Erf°lSfürdie Versicherten. Es 
UfldJiir eJn Erf°*%fur die Arbeitnehmer 

die Handwerker. Arzneimittel- 

preise — von denen behauptet wurde, sie 
könnten gar nicht sinken, ohne daß die 
Forschung zusammenbrechen würde — 
sind über Nacht um 30 Prozent und mehr 
gesunken. 

* 
Brillenhersteller: Es wurde angedeutet, es 
gebe keine Brillengestelle für 20 DM mehr. 
Die schönsten Brillengestelle, noch schöner 
als meines, gibt es für 20 DM in allen Opti- 
kerläden. 
Hörgeräte: Über Nacht um 22 Prozent 
geringere Peisel Über Nacht Garantiezeit 
verlängert! Heute lese ich eine Anzeige: 
Besser hören —jetzt auf Staatskosten. 
Das sagen dieselben, die noch vor einem 
halben Jahr gesagt haben, die Hörgeräte- 
versorgung werde zusammenbrechen. 

* 

600.000Schwerstpflegebedürftige werden 
zu Hause versorgt: Mütter versorgen ihre 
Kinder, Väter versorgen ihre Kinder, 
Frauen ihre Männer, Männer ihre Frauen, 
600.000! Das sind die stillen Heiligen des 
Sozialstaats. An die hat bisher niemand 
gedacht. Wir helfen ihnen mit 5 Milliarden 
DM für die Schwerstpflegebedürftigen. Die 
von der SPD diskutieren über die Pflege- 
versicherung. 

* 

Das ist unsere Botschaft: eine Gesellschaft 
mit Selbstvertrauen; Bürger, Arbeitneh- 
mer, Unternehmer, Handwerker, Inge- 

Hilfe zur Selbsthilfe  
nieure und Geschäftsleute, die sich selbst 
wieder etwas zutrauen. Hilfe ja, aber in 
erster Linie Hilfe zur Selbsthilfe. 
Wir brauchen eine Kultur, in der die Men- 
schen nicht am Gängelband des Staates 
geführt werden, sondern eine nachbar- 
schaftliche Kultur, einen neuen familiären 
Aufbruch für Selbstverantwortung und 
Selbstvertrauen. • 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Die Demokratisierung der DDR 
ist unumgänglich geworden 
Was wir heute in Mittel- und Osteu- 
ropa erleben, ist ein Neubeginn durch 
Freiheit und Selbstbestimmung, ist 
Wandel durch das Beispiel und die 
Anziehungskraft von Freiheit und 
Demokratie. Diese Entwicklung, für 
die Ungarn und Polen beispielhaft ste- 
hen, läßt sich zusammenfassen unter 
dem Begriff: „Wandel durch demokra- 
tische Freiheit". 

In einer Zeit von tiefgreifenden Verände- 
rungen in Mittel- und Osteuropa erhält 
die Deutschlandpolitik eine neue Dimen- 
sion. Wenn es richtig war, daß es keinen 
deutschen Sonderweg zu Einheit in Frei- 
heit gibt, dann ist es heute auch richtig, 
daß die Freiheitsfrage, die von Polen und 
Ungarn aufgegriffen wurde, zu Freiheit 
und Selbstbestimmung auch für alle 
Deutschen führen wird. 
Dieser Veränderungsprozeß in Mittel- 
und Osteuropa wird nicht an Deutsch- 
land vorbeigeführt werden können. Des- 
halb werden auch die Versuche der SED- 
Führung keinen Erfolg haben, das eigene 
Land gegen diese Entwicklung hin zu 
mehr Offenheit und Freiheit in Europa 
abzuschotten. Die Demokratisierung in 
der DDR ist unumgänglich geworden. 
Und diese Demokratisierung ist dann 
auch ein Schritt in Richtung auf das 
Selbstbestimmungsrecht für alle Deut- 
schen. 
Die Grundlagen für diese Veränderungen 
müssen in der DDR selbst geschaffen 
werden. Aber wir können eigene Beiträge 
dazu leisten: 

• So werden wir den Reformprozeß »n 

Ungarn und Polen noch stärker unterste 
zen. Damit wollen wir den anderen Staf' 
ten in Mittel- und Osteuropa, wollen *• 
auch der DDR signalisieren, daß greif' 
bare Schritte zu wirklichen politischen 
und wirtschaftlichen Reformen auch iü 

In einer Sendung von RIAS 
Berlin hat der Generalsekre- 
tär der CDU die Forderun- 
gen genannt, zu denen sich 
die Erwartungen an die 
DDR-Führung hinsichtlich 
demokratischer Reformen 
zusammenfassen lassen. 

-ßH 

sie die Möglichkeiten für eine bessere 
Zusammenarbeit verbessern werden- 

• Wir werden den Dialog mit denjen^ 
Menschen in der DDR und in den afld^ 
ren Staaten Mittel- und Osteuropas n<> 
weiter intensivieren, die sich für pol»11' 
sehe und wirtschaftliche Reformen in 
ihren Ländern einsetzen. 

• Und wir werden den Dialog nach- 
drücklich auch mit denjenigen Reg»ef!fl, 
gen führen, die gegenüber diesen Vefa 

derungsprozeß noch die größte Zum 
haltung üben. Doch werden wir dabe 

auch unmißverständlich unsere Erwa 
tungen zum Ausdruck bringen. 

Die Menschen im anderen Staat >n 

Deutschland fordern für sich dieselbe^ 
Freiheitsrechte, wie sie die Ungarn u 

rufl- 
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'e Polen sich erkämpfen. Unsere Erwar- 
ten an die DDR-Führung hinsichtlich 
^okratischer Reformen lassen sich 

eshalb in folgenden Forderungen 
Usammenfassen: 

Wandel durch Anerkennung und 
auf ^schränkte Beachtung des Rechts 
J fre>e Selbstbestimmung für alle Deut- 

sta durch Schaffung eines Rechts- 
ger?eS' der auf den Menscnen" und Bür- 
ger w-ten 8ründet: Der Mensch mit sei- 
Mitt      de und semen Rechten muß im 

«elpunkt der Politik stehen. 
^^andel durch freie Wahlen auf allen 
ein

enen! Das schließt ein, daß es künftig 
Umjf°.ntes Mehrparteiensystem geben 
de  ',n dem es kein Machtmonopol, son- 
^ demokratische Vielfalt gibt. 

°hn ^,ndel durch allgemeine Reisefreiheit 
die 

e Mauer und Rückkehrrecht für alle, 
| *Us der DDR ausgebürgert wurden. 
sche  ndel durch Befreiung der Men- 
Bev   

Von staatlicher Gängelung und 
Uie Rundung, durch Freisetzung der 
schaf       hen Fäh>gkeiten in Gesell- 

att> Wirtschaft und Politik. 

gen J? mir sicher: Durch einen derarti- 
sche   andel in der DDR wird ein histori- 
Einh

r ?Cnub in Richtung auf die deutsche 
ne't entstehen. • 

b 

daStter SPatenstich für 
M^Haus der Geschichte 
^»nisfn-ersten Spatenstichen haben Bau- 
mini  

erin Gerda Hasselfeldt und Innen- 
Haüs 

er ,wolfgang Schäuble den Bau des 
'et. K S der Geschichte in Bonn eingelei- 
'993   

s Museum wird voraussichtlich 
%ternpffnet- Auf etwa 4000 Quadrat- 
ed*      Che son nach dem Wi,len der 

^aates
Sre8,erun8 die „Geschichte unseres 

M\{ w u"d der geteilten Nation" darge- 
•en. 

Zinserleichterungen und 
Sonderabschreibungen 
für zusätzliche Wohnungen 
Die Bonner Koalitionsparteien von 
CDU/CSU und FDP haben sich heute 
vormittag darauf verständigt, mit wei- 
teren wohnungspolitischen Sofortmaß- 
nahmen den Bau zusätzlicher Wohnun- 
gen zu fördern. 

Im Mittelpunkt stehen Zinserleichterun- 
gen und Sonderabschreibungen für die 
Schaffung neuer Wohnungen im vorhan- 
denen Gebäudebestand und für den 
Dachgeschoßausbau. Der Bau neuer 
Studentenwohnungen soll mit insgesamt 
500 Millionen Mark gefördert werden. 
Zinsgünstige Kredite sollen den Gemein- 
den die Bereitstellung zusätzlicher Bau- 
grundstücke erleichtern. 
Die neuen Maßnahmen sind auf 3 Jahre 
befristet. Sie ergänzen die schon 
beschlossene Erhöhung der Bundesmittel 
für den sozialen Wohnungsbau auf insge- 
samt 1,6 Milliarden Mark und die bereits 
wirksamen Steuererleichterungen für den 
Mietwohnungsbau. 
Die wohnungspolitischen Maßnahmen 
kommen allen Bürgern zugute, ein Son- 
derprogramm nur für Aus- oder Über- 
siedler wird es nicht geben. 
Bundesbauministerin Gerda Hasselfeldt: 
Die heute beschlossenen wohnungspoliti- 
schen Sofortmaßnahmen umfassen ein 
Kreditvolumen von insgesamt 2 Milliar- 
den DM. Ich bin sicher, daß wir unser 
Ziel, in den nächsten drei Jahren eine 
Million neuer Wohnungen zu schaffen, 
erreichen werden. Schon heute haben wir 
rund 25 Prozent mehr Wohnungsbauge- 
nehmigungen als im vergangenen Jahr; 
im Geschoßwohnungsbau beträgt der 
Anstieg sogar rund 60 Prozent 
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Kindererziehungsleistung 

Weitere 900 000 Frauen 
werden begünstigt 
Ab dem 1. Oktober 1989 erhalten 
auch die rund 900000 Frauen der 
Geburtsjahrgänge 1912 bis 1916, wenn 
sie im Inland ein Kind geboren und 
einen Antrag gestellt haben, pro Kind 
28,80 Mark für die Kindererziehung. 
Damit tritt die dritte Stufe des von der 
CDU eingeführten Kindererziehungs- 
Leistungsgesetzes in Kraft. 

Bereits heute erhalten rund 1,7 Millionen 
Mütter der Geburtsjahrgänge 1911 und 
früher Leistungen für die Kindererzie- 
hung, unabhängig davon ob sie eine 
Rente der Gesetzlichen Rentenversiche- 
rung beziehen oder nicht. Durchschnitt- 
lich erhalten sie 71 Mark im Monat für 
die Kindererziehung ausbezahlt. 

Mit dem Kindererziehungs-Leistungsge- 
setz hat die CDU für die älteren Mütter, 
die zum großen Teil ihre Kinder unter 
schweren Bedingungen erziehen mußten, 
einen wichtigen Beitrag zu einer Gleich- 
bewertung der Erziehungstätigkeit in der 
Familie und einer Erwerbstätigkeit gelei- 
stet. Durch das Kindererziehungs-Lei- 
stungsgesetz wurde diesen Müttern erst- 
mals ein eigener Rechtsanspruch zuer- 
kannt. 
Gerhard Braun, Bundesvorsitzender der 
Senioren-Union: Die Senioren-Union 
weist noch einmal daraufhin, daß alle 
Mütter der Geburtsjahrgänge 1916 und 
früher, die noch keinen Antrag gestellt 
haben, diesen Antrag unverzüglich stellen 
sollten, damit sie rechtzeitig die ihnen 
zustehenden Leistungen erhalten. Die 
Mitglieder der Senioren-Union in den 
Orts- und Kreisverbänden stehen bei der 
Beantragung gerne hilfreich zur Seite. 

Niedrigere Gebühren 
für Pakete nach Polen 
Der Hilferuf Polens nach Unterstüt- 
zung in vielfältiger Weise, vor allem 
auch durch kostenlose Lebensmittel* 
soll nicht unverhallt bleiben. Schon 
der Bundesparteitag der CDU hatte 
nach Erläuterung durch Bundespost' 
minister Schwarz-Schilling empföhle ' 
die Paketgebühren für Polen zu redU' 
zieren. 
Mit allem Nachdruck begrüßt die CW 
CSU-Bundestagsfraktion die Einzeihe1' 
ten, die der Staatssekretär im Ministe- 
rium für Post- und Telekommunikatio11 

Florian im zuständigen Bundestagsaus- 
schuß erläutert hat. 
Die Maßnahmen sollen zu einer Gebün' 
rensenkung von ca. 40 Prozent für die 
Zeit vom 15. Oktober 1989 bis 15. Ma^ 
1990 führen. 
Bei einem Geschenkpaket zwischen 'u 

und 15 kg werden die Gebühren von 
ca. 40 DM auf rund 23 DM zurückge- 
nommen. 
Gerhard O. Pfeffermann, Vorsitzende^ 
der Arbeitsgruppe Post und Telekom111, 
nikation: Damit kommt die zweifelsfr6 

vorhandene Hilfsbereitschaft bei den 
Bürgern in der Bundesrepublik rechte 
tig vor dem Weihnachtsfest zum Trag 

Personalien 
Auf Vorschlag von Generalsekretär      ( 

ker Rühe wurde der Europa-Abgeor 
Elmar Brok zum Nachfolger Rühes a»^ 
Vorsitzender des Bundesfachausschu* 
Außenpolitik der CDU gewählt. Stell 
tretende Vorsitzende sind der Berlin 
Bundestagsabgeordnete Peter Kittel111 

und der Koordinator für die deutscn- 
amerikanischen Beziehungen, Pro'- 
ner Weidenfeld. 
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Alfred Dregger: Freie Wahlen 
für die Menschen in der DDR 
Wir erleben bewegende Tage, 
und ich glaube, wir sollten uns am 
Beginn unserer heutigen Sitzung dem 
"eutschlandthema widmen. 

Wir sind ein freies Land. Wir haben freie 
Botschaften, die jeder betreten kann, die 
^besondere jeder Deutsche betreten 
kann, solange das nicht aus physischen 
gründen ausgeschlossen ist. Und das 
Noblem der DDR muß von der DDR 
8elöst werden oder von der Tschechoslo- 
wakei. Es lassen sich ja auch andere 
Lösungen vorstellen; es gibt ja Beispiele 
aus der Vergangenheit. Jedenfalls: Wir 
'assen uns nicht zu Handlangern von 
*>errn Honecker machen! Mir scheint das 
8anz wichtig zu sein. 

"err Honecker sollte überlegen, ob er 
Se'ne Jubiläumsfeierlichkeiten absagt und 
statt dessen die gesellschaftlichen Grup- 
Pßn in der DDR zu einem „runden Tisch" 
^nlädt, um über die Krise der DDR zu 
graten und über Auswege aus dieser ver- 
ahrenen Situation. Ich erinnere an die 
einlichkeiten in Peking, wo ja auch 40 

Jahre Volksrepublik China gefeiert 
^Urde, und die chinesische kommunisti- 
sche Führung die Menschen auf demsel- 

en Platz hat tanzen lassen, wo vor kur- 
2erci noch friedliche Demonstranten 

Usammengeschossen worden sind. 

Icn glaube, daß es ein Erfolg der Bundes- 
regierung ist, des Kollegen Seiters, des 

ußenministers, daß nun diese Ausreise 
Us Prag und aus Warschau stattgefun- 
en hat. Das ist den Leuten in Ost-Berlin 

Sehr schwergefallen. 

£)azu hat — außer dem Geschick der 
Ur»desregierung — beigetragen die Ent- 

schlossenheit der DDR-Flüchtlinge, auf 
ihrem Recht auf Freizügigkeit zu beste- 
hen. 
• Dazu hat beigetragen die Entschlossen- 
heit der Bundesregierung, unsere Bot- 
schaften nicht zu schließen. 
• Und dazu hat beigetragen die Angst 
des Regimes vor der internationalen Bla- 
mage. 
Daß wir unsere Landsleute aus der DDR 
aufnehmen können, auch in unseren Bot- 
schaften, hat zur Voraussetzung, daß wir 
an der gemeinsamen Staatsbürgerschaft 
festhalten. Wenn daran festgehalten 
wurde, dann ist das unser Verdienst. Die 
SPD hatte ja ganz andere Vorstellungen. 

Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion in 
der Fraktionssitzung am 
3. Oktober 1989 zur Massen- 
flucht aus der DDR und zur 
Deutschlandpolitik 

Dann müßten wir unsere Mitbürger heute 
allenfalls als Asylberechtigte zusammen 
mit anderen Leuten aus irgendwelchen 
Erdteilen hier aufnehmen. Ich glaube, wir 
müssen das ganz entschieden sagen. 
Wir müssen nun außer der Lösung der 
aktuellen Probleme auch ein bißchen 
über die Perspektiven nachdenken. 
Es findet ja ein revolutionärer oder ein 
evolutionärer, jedenfalls ein ungeheurer 
Wandel statt in der Sowjetunion und in 
Ost-/Mitteleuropa. Und deswegen müs- 
sen wir immer wieder überlegen, ob wir 
die Ziele und die Methoden unserer 
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Deutschlandpolitik überprüfen müssen, 
und welche Schwerpunkte wir bilden 
müssen. 
Dazu gehört zunächst einmal die Unter- 
stützung des Reformprozesses in Polen 
und in Ungarn. Nur wenn der Reform- 
prozeß in Polen und in Ungarn erfolg- 
reich ist, besteht auch eine Chance, daß 
er in der DDR erfolgreich sein kann. Der 
Zusammenhang ist ja unverkennbar. 

Das zweite ist die Unterstützung der 
Reformbestrebungen in der DDR selbst. 
Dazu gehört, daß wir mit allen reden in 
der DDR, die dazu bereit sind, auch mit 
der Regierung, auch mit der Regierung 
selbstverständlich, weil sie die Macht hat. 
Dazu gehört, daß wir daraufhinwirken, 
daß der Reformprozeß in Ost-/Mitteleu- 
ropa nicht an der DDR vorbeigeht. Es 
darf kein neues Albanien an der Elbe 
geben. 

Das dritte: In Polen haben freie Wahlen 
stattgefunden, beschränkt freie Wahlen, 
weil die Kommunisten sich einige Abge- 
ordnetensitze im Sejm vorbehalten 
haben; sonst wäre überhaupt kein Kom- 
munist gewählt worden. Aber die ande- 
ren sind frei gewählt worden. 

Und die Reformkommunisten in Ungarn 
haben erklärt: Wir machen unbeschränkt 
freie Wahlen. Wir werden keine Reser- 
vatssitze für die Kommunistische Partei 
vorsehen. 

Nachdem die freien Wahlen in 
Polen beschränkt stattgefunden 
haben, in Ungarn unbeschränkt 
stattfinden werden, muß es ganz 
klar sein, daß das auch den Deut- 
schen in der DDR nicht versagt 
bleiben kann. Statt Wandel durch 
Annäherung oder Wandel durch 
Abstand halten: Wandel durch enge 
Kommunikation und durch freie 
Wahlen, freie Wahlen für die Men- 
schen in der DDR! 

Schwerpunkt also auf die innere Verän- 
derung der DDR legen. 
Das andere Thema, staatliche Einheit der 
Deutschen, ist nicht von uns angeschnit- 
ten worden; das ist so ähnlich wie mit 
den Grenzen. 
Aber der Landesparteitag der hessischen 
SPD hat es für angemessen gehalten, 
auch noch einstimmig, die staatliche Ein- 
heit der Deutschen auszuschließen. Wäh- 
rend die NEW YORK TIMES - und Sie 
können die ganze westliche Presse neh- 
men — davon schreibt, daß die deutsche 
Frage wieder in den Mittelpunkt der 
europäischen Politik gerückt ist, entblö- 
den sich diese Kerle nicht, und Damen 
sind auch wohl dabei, einen solchen 
Beschluß zu fassen. 

Ich möchte sagen: Niemand hat Anlaß, 
sich vor der deutschen Einheit zu 
fürchten. Auch durch den Zusammen- 
schluß der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR würde keine Weltmacht 
entstehen. Wir leben nicht mehr in einem 
europäischen Mächtesystem, sondern in 
einem Weltmächtesystem, in dem halb- 
oder außereuropäische Mächte dominie- 
ren. Dadurch würde sich nichts ändern. 

Ein vereinigtes Deutschland würde 
Glied eines vereinten Europas sein' 
Dieses vereinte Europa zu schaffen» 
ist immer Ziel unserer Außenpolitik 
geblieben — und das bleibt es auch- 

Und ich bin der Meinung: Gerade in 
einer solchen Situation, wie sie jetzt sich 
ergibt, ist das wichtig, das immer wieder 
zu betonen, daß die Einheit Deutschlands 
und die Einheit Europas sich nicht aus- 
schließen, sondern sich einander bedin- 
gen. 
Schließlich möchte ich auch klarstellen: 
Auch ein vereintes Deutschland würde 
eine demokratische Verfassung nach dem 
Beispiel des Grundgesetzes haben. Etwas 
anderes kommt für uns überhaupt nicht 
in Frage. 
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keit Slt auch ohne Pflichtbeiträge gewahrt. 
Bish ^ner ist er nur bis zum 5. Lebensjahr 

s Kindes pewährleistet 
Di 

indes gewährleistet. 
le 10jährige Berücksichtigungszeit 

-» fen Kindererziehung wird auf die 
Jahrige Wartezeit für vorzeitige Alters- 

e»«en an Schwerbehinderte ab dem 60. 

Lebensjahr und an sonstige Personen ab 
dem 63. Lebensjahr angerechnet. Viele 
Frauen können dadurch einen Anspruch 
auf vorzeitige Altersrente geltend 
machen. Nach geltendem Recht wird die 
bisher geltende 5jährige Berücksichti- 
gungszeit wegen Kindererziehung nicht 
auf die Wartezeit angerechnet. 
Wegen der leichter erreichbaren Erfül- 
lung der 35jährigen Wartezeit können 
auch mehr Frauen die vorgesehene Ver- 

Gesetzentwurf zur Rentenstrukturreform: 

Viele Verbesserungen für Frauen 
üie Rentenstrukturreform 1992 bringt 
^scheidende Fortschritte für Frauen, 
^eil sie die 1986 eingeführte Anerken- 
nung der Erziehungsarbeit ausweitet, 
Jstmals in der Rentengeschichte auch 
"je nicht berufsmäßige Pflegearbeit 
J'nbezieht und weitere Schlechterstel- 
J^ngen in der Rente abbaut, die den 
£rauen aus der Familienarbeit und den 
Benachteiligungen im Erwerbsleben 
Sachsen: 

• Für Geburten ab dem 1. Januar 1992 
^,rd die Kindererziehungszeit in der 
Spsetzlichen Rentenversicherung von 
e,nem Jahr auf drei Jahre pro Kind aus- 
gedehnt. Sind Mütter oder Väter während 
a'eser ersten Lebensjahre des Kindes 
nicht erwerbstätig, wird ihnen ein Ren- 
tenbeitrag für 75 Prozent des Durch- 
Schnittsentgelts aller Beschäftigten gutge- 
chrieben. Bei einem Erwerbseinkommen 

unter 75 Prozent des Durchschnittsent- 
§5'ts wird der Rentenbeitrag bis zu dieser 
*)°he aufgestockt. Vor 1986 entstanden in 
Reiten der Kindererziehung ohne 
trWerbsbeteiligung versicherungsrechtli- 
che Lücken. 

Die Berücksichtigungszeit wegen 
*'ndererziehung wird um fünf Jahre bis 
Uni 10. Lebensjahr des Kindes verlän- 

8e1, auch für vor 1992 geborene Kinder. 
0 bleibt 10 Jahre lang ein Anspruch auf 
ente wegen verminderter Erwerbsfähig- 

Die Rentenstrukturreform 
wertet die Familienarbeit 
weiter auf: Pflegearbeit wird 
erstmals und Kinder- 
erziehung noch stärker als 
bisher anerkannt. 

längerung der Rente nach Mindesteinkom- 
men in Anspruch nehmen: Es werden 
jetzt auch niedrige Pflichtbeiträge aus der 
Zeit zwischen 1973 und 1991 angehoben, 
und zwar höchstens bis zum 75-Prozent- 
Wert des Durchschnittsentgelts aller 
Beschäftigten. Hiervon profitieren vor 
allem Frauen, da viele von ihnen ein 
niedriges Erwerbseinkommen haben. Bis- 
her werden niedrige Pflichtbeiträge für 
Zeiten bis 1972 auf 75 Prozent des Bei- 
tragswerts eines Durchschnittsentgelts 
aller Beschäftigten angehoben, falls 25 
Versicherungsjahre — und zwar ohne 
Zeiten der freiwilligen Versicherung, Aus- 
fallzeiten und ohne die 5jährige Berück- 
sichtigungszeit wegen Kindererziehung 
— vorliegen. 
Die Berücksichtigungszeiten wegen 
Kindererziehung sollen bei der Ermittlung 
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des Gesamtleistungswertes, der zur 
Bewertung der Anrechnungszeiten dient, 
so behandelt werden, als ob in diesen Zei- 
ten für 75 % des Durchschnittsentgelts 
aller Beschäftigten Beiträge gezahlt wor- 
den wären. Bisher werden diese Jahre als 
versicherungsrechtliche Lücke gewertet. 
• Ehrenamtlichen bzw. nichterwerbsmä- 
ßig tätigen Pflegepersonen werden ab 
1992 unter bestimmten Bedingungen 
„Pflegeberücksichtigungszeiten" ohne 
zeitliche Begrenzung anerkannt. Diese 
haben dieselben günstigen Wirkungen wie 

Pflege ist keine Lücke mehr 

die Berücksichtigungszeiten wegen Kinder- 
erziehung. Bisher werden Zeiten der 
Pflege in der Familie als versicherungs- 
rechtliche Lücke gewertet. 
• Ebenfalls besonders den Frauen 
kommt die neue Mindestbewertung der 
ersten vier Versicherungsjahre oder Zeiten 
einer Berufsausbildung zugute: Für diese 
Dauer werden niedrige Pflichtbeiträge bis 
zum Alter von 25 Jahren, für eine Berufs- 
ausbildung auch weitere, auf 90 Prozent 
des Durchschnittsentgelts aller Beschäf- 
tigten angehoben. Angerechnet werden 
die ersten 48 mit Pflichtbeiträgen beleg- 
ten Kalendermonate. Bisher werden die 
Pflichtbeiträge der ersten fünf Kalender- 
jahre nach Versicherungseintritt angeho- 
ben, so daß ein einziger freiwilliger oder 
Pflichtbeitrag die Kalenderjahre ablaufen 
läßt, auch wenn in dieser Zeit kein weite- 
rer Beitrag erfolgt. 
• Die Anrechnung und Bewertung von 
beitragsfreien und beitragsgeminderten 
Zeiten erfolgt künftig nach der Gesamt- 
leistungsbewertung in der Weise, daß der 
gesamte Beitragswert (Werteinheiten bzw. 
künftig Entgeltpunkte) des einzelnen Ver- 
sicherten durch die gesamte Versiche- 
rungsdauer abzüglich der Anrechnungs- 
zeiten (z. B. wegen Ausbildung in der 

Schule, Fachschule oder Hochschule) 
geteilt wird. Liegen versicherungsrechtli- 
che Lücken nicht vor, entspricht der 
Gesamtleistungswert dem durchschnittli- 
chen Beitragswert. 
Mit dem Gesamtleistungswert werden die 
beitragsfreien und beitragsgeminderten 
Zeiten gewichtet. Zeiten des Bezugs von 
Lohnersatzleistungen wie Krankengeld, 
Arbeitslosengeld und -hilfe, werden nicht 
mehr wie beitragsfreie Ausfallzeiten, son- 
dern wie Beitragszeiten behandelt. 
Berücksichtigungszeiten der Kindererzie- 
hung und der Pflege werden nicht mehr 
wie versicherungsrechtliche Lücken, son- 
dern im Rahmen der Gesamtleistungsbe- 
wertung wie Beitragszeiten behandelt. 
Künftig werden auch alle freiwilligen 
Beiträge einbezogen. Außerdem wird 
nicht mehr nach dem Beitragswert für 
einzelne belegte Kalendermonate unter- 
schieden, so daß 12 Monate mit Halb- 
tagsarbeit gleich viel wert sind wie 
6 Monate Ganztagsarbeit. Für alle Versi- 
cherten beginnt das Versicherungsleben 
zukünftig mit dem 16. Lebensjahr und 
nicht mehr mit dem ersten Beitrag. 
• Abgeschafft wird die sog. Halbbelegung 
als Voraussetzung für die Anrechnung 
von Ausfallzeiten. Bisher gilt die Rege- 
lung, daß die Zeit vom ersten Versiche- 
rungsbeitrag bis zum Versicherungsfall 
wenigstens zur Hälfte, mindestens aber 
60 Monate, mit Pflichtbeiträgen belegt 

Anrechnung von Ausfallzeiteil . 

sein muß. Jede zweite verheiratete Frau 
mit Kindererziehung erfüllt derzeit diese 
Voraussetzung nicht. Schon ein Monats- 
beitrag kann bisher über die Anrechnung 
von vielen Jahren der Ausbildung, 
Arbeitslosigkeit und Krankheit entschei- 
den. Ein einziger früher Beitrag oder ein 
später Versicherungsfall kann nach gel- 
tendem Recht das Versicherungsleben so 
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Verlängem, daß eine Halbbelegung nicht 
deicht wird.        x 

j*ei gleichem Beitragswert kann die Halb- 
belegung — je nach Verteilung und Höhe 
^er Beiträge — in einem Fall erfüllt sein 
Und in einem anderen nicht. Nichter- 
^erbstätige Frauen können bisher eine 
^albbelegung auch nicht mit freiwilligen 
Beiträgen erreichen. Die Entrichtung 
*usätzlicher Beiträge, z. B. durch eine 

eilzeitbeschäftigung, kann gegenwärtig 
*u einer geringeren Rente führen als 
Keine Erwerbstätigkeit, wenn vorher Bei- 
r^ge aus einer Vollzeitbeschäftigung 

Bezahlt worden sind. Diese Zufälligkeiten 
j^d Zwänge werden nun mit der Gesamt- 
e,stungsbewertung abgeschafft. 

Künftig können ehrenamtliche bzw. 
icht berufsmäßige Pflegepersonell — 
eitaus überwiegend sind dies Frauen — 

^it freiwilligen Beiträgen, die den 
,'hchtbeiträgen gleichgestellt werden, 
'pen Anspruch auf eine Rente wegen ver- 

hinderter Erwerbsfähigkeit erwerben bzw. 
^•frechterhalten. Bisher können diese 

'egepersonen nur freiwillige Beiträge 
/Orienten, mit denen jedoch kein 
Hspruch auf eine Rente wegen vermin- 
erter Erwerbsfähigkeit erworben werden 

'sher ist es nicht möglich, für Arbeitneh- 
er, die ihre Erwerbstätigkeit einschrän- 
n, um eine Person besser pflegen zu 

onnen, zusätzliche Pflichtbeiträge zu 
anlen, so daß das gleiche Entgelt wie 
°rher versichert ist. Dies soll in Zukunft 

mö8Hch sein. 

Künftig können auf Antrag auch nicht- 
rwerbstätige Frauen zu günstigen Bedin- 

gungen Beiträge für Zeiten vor der Hei- 
d

atserstattung nachzahlen. Bisher steht 
•eses Recht nur den Frauen zu, die nach 
S ^eiratserstattung eine versicherungs- 

•chtige Beschäftigung von mindestens 
ei Jahren ausgeübt haben und noch 

aüsiiben. • 

Wert der Nation 
Die europäische Einigung hat in den 
letzten Jahren große Fortschritte 
gemacht, die entscheidend der Bundes- 
regierung unter Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl zu verdanken sind. Europa 
ist zu einer starken politischen und 
wirtschaftlichen Kraft geworden. 

Gleichzeitig wächst ein neues Bewußtsein 
vom Wert der eigenen Nation, der eige- 
nen Sprache und Kultur. Das Ringen der 
Völker Mittel- und Osteuropas um ihre 
nationale Identität, die Liebe der Deut- 

EAK-Bundestagung am 
20./21. Oktober 1989 

sehen aus diesen Ländern zur deutschen 
Heimat, der Kampf unterdrückter Völker 
um ihre Freiheit lassen auch uns neu fra- 
gen nach Bedeutung und Wert unserer 
nationalen Identität für unser Leben in 
unserem Staat. 

Ungeachtet der Einbindung in die welt- 
weite Christenheit und unserer Verant- 
wortung für die Welt ist die Zugehörig- 
keit zu einem Volk, zu seiner Geschichte 
und seiner Kultur für den Christen nicht 
nur Angebot, sondern auch Verpflich- 
tung. Übersteigertes nationales Denken 
hat unser Volk in furchtbare Verirrung 
und Schuld geführt. Mit aller Entschie- 
denheit muß vor jedem Versuch gewarnt 
werden, die Nation wieder als absoluten 
Wert und im Gegensatz zur Europäischen 
Gemeinschaft zu sehen. 

Staatsminister Albrecht Martin, Bundes- 
vorsitzender des Evangelischen Arbeits- 
kreises: Das darf uns nicht hindern, für 
die Zukunft unseres ganzen deutschen 
Volkes in Frieden und Freiheit mit aller 
Energie einzutreten. • 
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Neues Jugendhilferecht verabschiedet 

Bundesregierung hat Wort gehalten 
Mit der Verabschiedung des Gesetz- 
entwurfs zur Neuordnung des Kinder- 
und Jugendhilferechts durch das Bun- 
deskabinett ist gewährleistet, daß die- 
ses wichtige jugendpolitische Vorhaben 
noch in dieser Legislaturperiode verab- 
schiedet werden kann. Damit wird ein- 
gelöst, was Bundeskanzler Helmut 
Kohl in seiner Regierungserklärung 
am 18. März 1987 angekündigt hat: 
„Wir wollen die Neuordnung des 
Jugendwohlfahrtgesetzes in Angriff 
nehmen, um neuen Entwicklungen in 
der Jugendhilfe zu entsprechen." 

Die wesentlichen Zielsetzungen des 
neuen Kinder- und Jugendhilferechts: 
• Verbesserung der Angebote der 
Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit 
• Verbesserung der Hilfen für Familien 
in besonderen Lebenssituationen (Allein- 
erziehende, Trennungs- und Scheidungs- 
situationen, Sicherung der Kinderbetreu- 
ung und Führung des Haushalts bei Aus- 

Hilfen für Familien  
fall des haushaltsführenden Elternteils, 
Unterbringung junger Mütter zusammen 
mit ihren Kindern in Mutter-Kind-Ein- 
richtungen) 
• Verbesserung der Angebote der Tages- 
betreuung für Kinder 
• gesetzliche Verankerung ambulanter 
und teilstationärer erzieherischer Hilfen 
(sozialpädagogische Familienhilfe, 
Tagesgruppen im Heim) neben den klas- 
sischen Formen der Pflegefamilie und der 
Heimerziehung 
• Zusammenfassung aller Erziehungshil- 
fen bei den örtlichen Jugendämtern 

• Stärkung des Funktionsschutzes freier 
Träger durch frühzeitige Beteiligung an 
der Jugendhilfeplanung. 

Ruth Hieronymi, Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses Jugendpolitik: Der 
heute vom Bundeskabinett verabschie- 
dete Entwurf für ein neues Jugendhilfege' 
setz hat in der Fachwelt über Parteigren- 
zen hinaus ein breites positives Echo 
gefunden. Die CDU begrüßt insbeson- 

Breites positives Echo j, 

dere den Versuch, das Angebot an Kin- 
dergartenplätzen und die Tagesbetreuung 
von Kindern zu verbessern. So müssen 
alle Kinder, für deren Wohl eine Förde- 
rung in Tageseinrichtungen oder Tages- 
pflege erforderlich ist, eine entspre- 
chende Hilfe erhalten. Die Länder, in 
deren Verantwortungsbereich die Ver- 
wirklichung dieses Grundsatzes fällt, ^ef' 
den im weiteren Gesetzgebungsverfahrer1 

unter Beweis zu stellen haben, wie ernst 
es ihnen mit dem Ausbau notwendiger 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten ist. 

Für die CDU sind der Ausbau der 
Betreuungsmöglichkeiten und der bereits 
beschlossene Ausbau von Erziehungsge'0 

und Erziehungsurlaub wesentliche Bau- 
steine einer zukunftsorientierten Kinder-» 
Jugend- und Familienpolitik. 

Mit der Neuordnung des Kinder- und 
Jugendhilferechts setzt die CDU nicht 
nur ihre Beschlüsse vom Wiesbadener 
Parteitag für eine kinderfreundliche 
Gesellschaft konsequent um; sie stärkt 
und entlastet die Familien und sichert 
damit der künftigen Generation ein 
wesentliches Stück Zukunft. 
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Landesparteitag in Heilbronn 

Volle Unterstützung und eine Welle 
der Solidarität für Lothar Späth 
^Lothar Späth hat unsere volle Unter- 
Atzung und Solidarität. Wir stehen 
^schlössen und mit Sympathie hinter 
'Jserem Landesvorsitzenden und 
n>nisterpräsidenten." Mit diesen Wor- 
en beschrieb Erwin Teufel, Stellvertre- 
ter Landesvorsitzender der CDU 

äden-Württemberg und Vorsitzender 
"er CDU-Landtagsfraktion die Stim- 
^Un8 der über 400 Delegierten beim 
, andesparteitag der baden-württem- 
u

er§ischen CDU am 30. September in 
He'lbronn. 
it 

. armonie, so der Name des Veranstal- 
0 Portes in Heilbronn, könne als Syn- 
» Pm gewertet werden, auch im Hinblick 

'die weitere politische Arbeit in der 
.   U. Wer jedoch eine Abrechnung mit 
er RI,„J t   • •__  ii-    LI:.I c j_. ^ Bundespartei im Hinblick auf das 

hlergebnis beim Bundesparteitag in 
dp ITlen' Dei dem Lothar Späth als einer 
k r Stellvertreter Kohls im Präsidium der 

ndespartei nicht mehr gewählt worden 
> r' erwartet hatte, der wurde enttäuscht. 
^ ar werteten Erwin Teufel, wie die 

e§ierten des Parteitages übereinstim- 
s ®nd. das Bremer Wahlergebnis als fal- 

e Entscheidung, die bei vielen Bür- 
(je

rn weit über das Land Baden- Württem- 
[~..° nir»aus tiefe Enttäuschung und Irri- 

IOnen ausgelöst habe. 

Cr)i t   ^e'te es gerade m einer für die 
vQitT scnwierigen Zeit den Blick nach 

n zu richten. „Die CDU muß die 
k^rheitsfähige Volkspartei bleiben. 
2U  

u ,st die Basis zu verbreitern mit 
pe 

lnirnungsfähigen Zielsetzungen und 
• sonen. Gerade weil Lothar Späth über 

das derzeitige Potential der CDU hinaus 
Wähler ansprechen kann, ist er so wichtig 
für die gesamte CDU im Bundesgebiet", 
so Erwin Teufel. Die Baden-Württember- 
ger werden sich, auch aus ihrem Wissen 
um die Gesamtverantwortung für die 
Union heraus, in keinen Schmollwinkel 
zurückziehen und nach Schuldigen 
suchen, betonte Teufel abschließend. 

„Wir wollen nicht rückblickend bilanzie- 
ren oder aufrechnen, sondern zukunfts- 
orientiert unseren programmatischen 
Kurs bestimmen", betonte Lothar Späth 
eingangs seiner mit viel Beifall bedachten 
Grundsatzrede. 

Wir müssen Orientierung geben 
„Die Menschen reagieren oft viel schnel- 
ler und sensibler auf Veränderungen als 
die Politik. In den Gesprächen mit dem 
Bürger zeigt sich, daß deutlicher denn je 
wertorientiertes Handeln im Mittelpunkt 
des Interesses steht. 

Wir müssen den Zehn-Jahreszeitraum bis 
zum 50. Geburtstag unseres freien Landes 
und seiner Verfassung nutzen, um mit 
neuen mutigen Entwürfen die Faszina- 
tion unserer Ideen zu stärken. Wir wollen 
zeigen, was wir im Sinne unseres Werte- 
systems von Freiheit, Gerechtigkeit und 
Mitmenschlichkeit, von Bewahrung unse- 
rer Schöpfung über alle Generationen 
hinweg leisten können. Was wir leisten 
müssen, ist Orientierung zu geben. Unser 
christlich und sozial geprägtes Wertesy- 
stem hat viele Stürme überdauert. Es ver- 
trägt keine taktischen Winkelzüge", so 
Späth weiter. 
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Auf die aktuellen Herausforderungen 
eingehend forderte der CDU-Landesvor- 
sitzende hinsichtlich des demographi- 
schen Wandels eine sozialpolitische 
Offensive seitens der Partei. Sozialer 
Schutz sei in erster Linie denjenigen zu 
gewähren, die sich kraft eigener Leistung 
nicht helfen können. Dies bedinge aller- 
dings die Solidarität der Menschen. 

Späth spannte in seinen Ausführungen 
den Bogen von der Sozialpolitik über 
Umweltfragen, den Europäischen Bin- 
nenmarkt bis hin zur Entwicklungshilfe. 
Späth wörtlich: „Die weltweiten Heraus- 
forderungen unter dem Stichwort Klima- 
katastrophe und Verschmutzung der 
Meere erfordern einen internationalen 
Großeinsatz, um das nicht vermehrbare, 
damit aber besonders schützenswerte Gut 
unseres Lebensraums auch für zukünftige 
Generationen zu sichern. Die Industrie- 
länder müssen ihr ökonomisches, soziales 
und ökologisches Potential einsetzen, 
wenn es um unser aller Zukunft geht. Wir 
müssen den Entwicklungsländern wirkli- 
che Chancen geben, in dem wir selbst 
Rohstoffe und Energie einsparen, 
Umweltschäden vermeiden und uns in 
der internationalen Politik darauf ver- 
ständigen, gemeinsame Lösungen zu ent- 
wickeln und durchzusetzen." 

Die CDU müsse auch als Partei diese 
wesentlichen Fragen aufgreifen und Per- 
spektiven bieten. Die Union sei die ein- 
zige politische Kraft Deutschlands, die 
den Interessenausgleich zwischen freier 
Entfaltung und sozialer Verpflichtung, 
zwischen Tradition und Fortschritt lei- 
sten kann. Sie sei die einzige Partei, die 
das Recht des Individuums, des gebore- 
nen wie des ungeborenen, und die Rechte 
der Gemeinschaft, der Starken wie der 
Schwachen, nicht gegeneinander aus- 
spielt, sondern zu einer Synthese verbin- 
det. Diese Synthese ist die humane, frei- 
heitliche, solidarische Gesellschaft. 

Die CDU Baden-Württembergs werde 
auch künftig ihren Kurs nicht ändern. S<e 

bleibe heimatverbunden und weltoffen, 
wertebewußt und sachorientiert, lebens- 
nah und nötigenfalls unbequem, aufge- 
schlossen nach Außen und geschlossen 
im Inneren, so Späth abschließend. 

Solidarisch und geschlossen 
hinter Lothar Späth 
Solidarität und Geschlossenheit bewies 
die Partei auch bei den Neuwahlen zum 
Landesvorstand. Mit 95,9 Prozent der 
Delegiertenstimmen wurde Lothar Spät" 
als Landesvorsitzender bestätigt. Er 
erhielt damit den zweithöchsten Ja-Stif' 
men-Anteil in seiner zehnjährigen Amts' 
zeit. Ebenfalls ein überragender Ver- 
trauensbeweis wurde Erwin Teufel zute1 • 
der 394 von 410 gültigen Delegiertenstu11' 

-men bei seiner Wahl als stellvertretend6 

Landesvorsitzender einfahren konnte. 
Des weiteren konnte der Anteil der 
Frauen abermals gesteigert werden. Sie' 
ben Damen wurden in das 25 Personen 
umfassende Beisitzergremium gewählt- 
Der Parteitag beschloß ferner, daß jegl!" 
ehe Form der Zusammenarbeit mit den 
Republikanern künftig zu einem Par- 
teiausschlußverfahren führt. Zwei 
Anträge zum Thema § 218 wurden ange' 
nommen. Im ersten dieser Beschlüsse 
begrüßt die baden-württembergische 
CDU die Absicht der Bayerischen Staat5 

regierung, beim Bundesverfasssungsge' 
rieht in Karlsruhe gegen den Mißbrau 
des gegenwärtigen Beratungs- und Ind . 
kationsfeststellungsverfahrens bei Abt 
bungen und der sogenannten Abtreibt 
auf Krankenschein zu klagen. In e'neT 
weiteren Beschluß hat der CDU-Lande*' 
parteitag sich gegen die in Stuttgart 
geplante Abtreibungs-Klinik gewandt 
und die Landesregierung aufgefordert, 
alles rechtlich und politisch Mögliche 
tun, um deren Eröffnung zu verhindern- 
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Landesparteitag in Mainz 

Drei Ämter sollen künftig reichen 
Stärkung der Glaubwürdigkeit von 
**°Htik und Politikern ist eines der 
^•»liegen, die der rheinland-pfälzische 
Landesvorsitzende Hans-Otto Wil- 
helm verficht. Der 36. Landesparteitag 
beschäftigte sich daher am 30. Sep- 
tember 1989 im wesentlichen mit 
^rukturfragen der Partei. 
Uer Landesvorstand hatte in einem Leit- 
^ntrag vorgeschlagen, daß Parteimitglie- 
. er insgesamt nicht mehr als drei Ämter 
iu-^taat unc* ^arte' innehaben dürfen, 
^•tglieder, die mehr Ämter innehaben, 
s°Uen Ämter ihrer Wahl bis zur Gesamt- 
3hl von drei bei der nächsten anstehen- 
en Wahl aufgeben. Bei jeder Bewerbung 
°U durch eine Offenlegungsverpflich- 
Ung sichergestellt sein, daß die Kandida- 
n ihre Ämter bekanntgeben. 
le Amter des Ministerpräsidenten und 
es Landesvorsitzenden sollten auf maxi- 

. a' zehn Jahre beschränkt, die Frage der 
^Vereinbarkeit der Ämter des Minister- 

j^asidenten und der Minister mit dem 
^n<lat des Abgeordneten im rheinland- 

|.ä'zischen Landtag soll geprüft werden. 
lr>e verfassungsrechtliche Lösung soll 

°esücht werden, die eine Trennung zum 
**1 hat. 

er Landesvorstand wurde außerdem 
'gefordert, eine Kommission „Parla- 

entsreform — Verbesserung der parla- 
»   Manschen Arbeit — Vereinbarkeit von 

andtagsmandat und Beruf einzusetzen. 
. e Kommission soll sich aus einem Vor- 

*enden, vier Sachverständigen, zwei AL 

^geordneten und zwei sachkundigen 
rgern zusammensetzen und ihre Ergeb- 

.   sp dem Landesparteitag noch in dieser 
g^Iaturperiode vorlegen. Im einzelnen 

soll die Kommission Lösungsvorschläge 
zu folgenden Themen erarbeiten: 

• Kann die Arbeit des Landtags gestärkt 
und konzentriert werden durch: Entla- 
stung der Tagesordnung, Konzentration 
der Plenardebatten auf landespolitische 
Themen, Stärkung der Arbeit der Aus- 
schüsse, Begrenzung der Redezeit, Ein- 
dämmung der Papierflut? 

• Kann es den Abgeordneten erleichtert 
werden, neben dem Abgeordnetenman- 
dat den Beruf weiter auszuüben, z. B. 
durch: Änderung der Tagungszeiten des 
Landtages und seiner Ausschüsse, Ein- 
führung von weniger Sitzungswochen im 
Jahr, Konzentration sämtlicher Aus- 
schuß- und Fraktionssitzungen auf 
wenige im Monat, Abbau von Informa- 
tionsdefiziten zwischen Parlament und 
Regierung, Stärkung der Kontrollmög- 
lichkeiten des Parlaments, Entlastung der 
Abgeordneten durch Zuarbeit? 

Der Landesvorsitzende Hans-Otto Wil- 
helm: „Wir müssen Kräfte für die CDU 
mobilisieren. Die Strukturfragen und die 
Sacharbeit in der Politik gehören zusam- 
men wie siamesische Zwillinge. Wer 
heute den Kopf in den Sand steckt, 
knirscht morgen mit den Zähnen." Nach 
einer engagiert geführten Debatte 
stimmte der Landesparteitag den Vorstel- 
lungen des Landesvorstandes zu. 

Weiterer Punkt des Landesparteitages 
war das Thema „Direktwahl der Bürger- 
meister und Landräte". Der Parteitag 
sprach sich mit großer Mehrheit für eine 
Direktwahl von Landräten und Bürger- 
meistern durch die Bürger aus. Die CDU- 
Landtagsfraktion soll entsprechende 
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Initiativen ergreifen, um dies schnellst- 
möglich zu erreichen. 
Dritter Sachpunkt des Landesparteitages 
war der Leitantrag des Landesvorstandes 
zum Thema „Schnellbahnverbindung in 
Rheinland-Pfalz". Die CDU Rheinland- 
Pfalz bekräftigte dazu ihre Auffassung, 
daß die sogenannte „Rhein-Taunus- 
Variante" am besten geeignet sei, eine 
Schnellbahnverbindung zwischen Nord- 
rhein-Westfalen und Frankfurt herzustel- 
len. Im Hinblick auf den Südteil des Lan- 
des wurde die Bundesregierung aufgefor- 
dert, im Zuge der Schnellbahnstrecke 
Metz—Mannheim in Kaiserslautern 
einen Haltepunkt durchzusetzen. Der 
Landesparteitag forderte die Landesre- 
gierung auf, ein rheinland-pfälzisches 
Verkehrskonzept „Rheinland-Pfalz 2000" 
zu entwickeln, das Antworten auf regio- 
nale und europäische Entwicklungsfra- 
gen gibt. • 

CDU Ennepe-Ruhr führt 
Dienstleistungsabend ein 
Wer auch nach Feierabend noch etwas 
von der CDU des Ennepe-Ruhr-Krei- 
ses wissen will, hat dazu in Zukunft an 
einem Tag der Woche Gelegenheit. 
Während für die Bürgerinnen und 
Bürger die CDU-Kreisgeschäftsstelle 
bisher nur bis spätestens 16 Uhr 
erreichbar war, ist sie seit dem 
2. Oktober an jedem Donnerstag 
durchgehend von 7.45 Uhr bis 20 Uhr 
geöffnet. 
Die CDU des Ennepe-Ruhr-Kreises 
hofft, daß ihr Schritt zur Einführung 
des Dienstleistungsabends viele Nach- 
ahmer findet, insbesondere bei Behör- 
den, Banken und Sparkassen. Andere 
CDU-Kreisverbände sind natürlich 
ebenfalls aufgefordert, diesem Bei- 
spiel zu folgen. 

Beschleunigung des 
Asylverfahren dringend 
Das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge hat im 
Monat September 1989 10.292 Asyl- 
bewerber (Vormonat: 9.472 registriert. 
Hauptherkunftsländer sind: 
Polen 1.971 (Vormonat: 1.988) 
Türkei 1.843 (Vormonat: 1.335) 
Jugoslawien 1.423 (Vormonat: 1.050) 
Sri Lanka 601 (Vormonat: 381) 
Iran 436 (Vormonat: 552). 

Gegenüber dem Vormonat hat sich dann1 

die Zahl der Asylbewerber erneut erhöht- 
Sie liegt allerdings deutlich unter der Vef- 
gleichszahl des Vorjahresmonats (Sep- 
tember 1988: 13.125). 
Insgesamt haben in den neun Monaten 
dieses Jahres 86.695 Ausländer Asylan- 
trag gestellt, das sind 27 Prozent mehr 
Asylbewerber als im Vergleichszeitraum 
1988 (68.306 Asylbewerber). 
Bei dem Asylbewerberzugang aus Polen 
sind die Zahlen unverändert hoch. Auf 
die Staaten Osteuropas entfielen im Sep' 
tember 2.973 Asylbewerber; das ist ein 
Anteil von 28,9 Prozent an der Gesamt- 
zahl der Asylbewerber. 
Bis zum 30. September 1989 hat das Bun- 
desamt für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge über die Anträge von 
91.462 Asylbewerbern entschieden. Als 
asylberechtigt anerkannt wurden 4.915 
Personen; das entspricht einer Anerken- 
nungsquote von 5,4 Prozent 
(1988: 8,6 Prozent). 

Bundesinnenminister Schäuble: „Die 
gestiegenen Asylbewerberzahlen und die 
weiter sinkende Anerkennungsquote 
unterstreichen die Dringlichkeit der Ma 
nahmen zur Beschleunigung der Asylver' 
fahren, die ab diesem Monat in den Lan 
dem weitgehend anlaufen werden." 



Am 1. Oktober: 

7 Jahre Kanzler Helmut Kohl 
7 Jahre erfolgreiche 

Arbeit für Deutschland 
1982: Damals hatte die SPD Deutschland in die Krise geführt 

1982, das war: Inflation; steigende Ar- 
beitslosigkeit; schrumpfende Wirt- 
Schaft; fehlende Ausbildungsplätze- 
Rentenversicherung vor der Zahlungs- 
Unfähigkeit; Kostenexplosion im Ge- 
sundheitswesen; Familien mit Kindern 
lrTl Abseits; Marsch in den Steuern- und 

Abgabenstaat; Tatenlosigkeit im Um- 
weltschutz. 

Kriegsfurcht und Raketenangst; Krise 
im westlichen Bündnis; Europa festge- 
fahren; Stillstand in der Deutschlandpo- 
litik; Eiszeit zwischen Ost und West. 

1989: Heute sind wir wieder Spitze 
Seit sieben Jahren wachsende Wirt- 
schaft; stabile Preise und steigende Ein- 
kommen; Platz 1 im Export; 1,4 Millio- 
nen neue Arbeitsplätze; Lehrlingsman- 
9el statt Lehrstellenmangel; die Krank- 
heitskosten sind wieder bezahlbar; 
6 Milliarden Mark für Pflege und Vor- 
ige; noch nie wurde mehr für die 
^»rnilien getan; 50 Milliarden Mark 
^euerentlastung; wir sind Vorreiter im 
Umweltschutz in Europa. 

Der Frieden ist sicher; das Bündnis ist 
gestärkt; die Abrüstung und der Ost- 
West-Dialog gehen voran; Europa hat 
neuen Schwung: der Europäische Bin- 
nenmarkt kommt; überall in der DDR 
und in Osteuropa entfalten die Ideale 
des Westens: Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechte ihre ansteckende 
Kraft, die Einheit der Nation steht wie- 
der im Zentrum des politischen Interes- 
ses. 

Helmut Kohl hat in sieben Jahren Deutschland nach vorne gebracht 

CDU 



Seite 24   •   UiD 31/1989 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Eine Reform, 
die ankommt 

Fast 350000 Exemplare der Bro- 
schüre „Gesundheitsreform von A 
bis Z" sind seit Januar dieses Jah- 
res überwiegend über unser Ver- 
sandzentrum in 4804 Versmold, 
Postfach 1328, vertrieben worden. 
Diese unverändert rege Nachfrage 
hat es nötig gemacht, die Broschüre 
in einer neuen Auflage herauszuge- 
ben. 

Allen Versuchen zum Trotz, das 
Reformwerk zu Fall zu bringen, 
wird es von den Bürgern angenom- 
men, und zwar um so vorurteilslo- 
ser, je informierter jeder einzelne 
über die Vorteile ist, die diese 
Reform mit sich bringt. 

Norbert Blüm: „Wir haben die Vor- 
aussetzungen geschaffen, daß auch 
in Zukunft das hohe Leistungsni- 
veau unseres Gesundheitswesens 
erhalten bleibt." 

Die Krankenversicherung bleibt bezahlbar 

Die Vorsorge wird 
verstärkt 

Die Pflege wird 
anerkannt 

CDU 
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